
 
 

Give to AgEcon Search 

 
 

 

The World’s Largest Open Access Agricultural & Applied Economics Digital Library 
 

 
 

This document is discoverable and free to researchers across the 
globe due to the work of AgEcon Search. 

 
 
 

Help ensure our sustainability. 
 

 
 
 
 
 
 
 

AgEcon Search 
http://ageconsearch.umn.edu 

aesearch@umn.edu 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Papers downloaded from AgEcon Search may be used for non-commercial purposes and personal study only. 
No other use, including posting to another Internet site, is permitted without permission from the copyright 
owner (not AgEcon Search), or as allowed under the provisions of Fair Use, U.S. Copyright Act, Title 17 U.S.C. 

https://makingagift.umn.edu/give/yourgift.html?&cart=2313
https://makingagift.umn.edu/give/yourgift.html?&cart=2313
https://makingagift.umn.edu/give/yourgift.html?&cart=2313
http://ageconsearch.umn.edu/
mailto:aesearch@umn.edu


SCHRIFTEN DER GESELLSCHAFT FÜR WIRTSCHAFTS- UND 
SOZIALWISSENSCHAFTEN DES LANDBAUES E.V.        
                                                                                                        
                       

Schmitt, G.: Entwicklung, Struktur und Determinanten der finanzpolitischen Agrarförderung. 
In: Schmitt, G., Steinhauser, H.: Planung, Durchführung und Kontrolle der Finanzierung von 
Landwirtschaft und Agrarpolitik. Schriften der Gesellschaft für Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaften des Landbaues e.V., Band 15, Münster-Hiltrup: Landwirtschaftsverlag 
(1978), S. 3-24.





2 

2.1 
2.2 
2.3 
2.4 

3 

ENTWICKLUNG, STRUKTUR UND DETERMINANTEN DER 

FINANZPOLITISCHEN AGRARFÖRDERUNG 

von 

Günther Schmitt, Göttingen 

Einleitung 

Entwicklung des Volumens und der Struktur finanzpolitischer 
Landw i rtsc haftsförderung 

4 

8 

Die Entwicklung der Gesamtausgaben 
Das Grundmuster von Erkllirungshypothesen 
Strukturelle Wandlungen des finanzpol itischen Mitteleinsatzes 
Die institutionelle Struktur der finanzpol itischen Agrarförderung 

Zusammenfassung und Schlußfolgerungen 

8 
11 
15 
17 

20 

"Wenn in der Vergangenheit immer wieder einzelne 
Wissenschaftler oder Gruppen aus der Wissenschaft sich 
öffentl ich zu Wort gemeldet haben, wenn sie vor Ge
fahren gewarnt oder Vorschllige gemacht haben, wie 
man die Welt besser ordnen könnte, und wenn sie dann 
fast immer enttliuscht feststellen mußten, daß sich der 
Gang der Dinge nicht nach dieser ihrer wissenschaftli
chen Rationalitlit gerichtet hat, so haben sie in der Re
gel die uns vorgegebenen kompl izierten sozialen und 
pol itischen Wirkungsbedingungen außer acht gelassen. 
Aber die Wissenschaftler könnten dann entscheidend 
mehr leisten, wenn sie die Bedeutung der sozialen Ab
lliufe und Tatbestlinde erkennen, die aus individuellem 
menschlichen Verhalten schließlich soziales Handeln 
formen, und wenn sie diese Ablliufe und Zusammenhlinge 
wissenschaftl ich durchdringen. 11 

Hans MA TTHÖFER (21, S. 758) 
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Einleitung 

Trotz der Pionierarbeit von Karl-Heinrich HANSMEYER (13) und Hans-Gunther SCHLOTTER 
(36) Uber Theorie und Entwicklung staatlicher finanzpolitischer Aktivitöten im Bereich der 
"Landwirtschaftsftsrderung" ist das Interesse der deutschen Agrartskonomen an einer analyti
schen Durchdringung der zahllosen mit dieser Fragestellung aufgeworfenen Probleme recht 
bescheiden gebl ieben (SCHMIDT, P., 38; SCHMITT, G., 40). Auch zum gegenwörtigen 
Zeitpunkt, wo gerade auf dem Gebiet der Finanzwissenschaft bedeutende wissenschaftliche 
Fortschritte in vielfacher Richtung erzielt werden konnten (LITTMANN, 20, S. 99 - 120), 
beginnt sich die Agrartskonomie gerade erst Uber den methodischen Umweg der Kosten
Ertrags-Analysen mit Teilaspekten der staatlichen Finanzpolitik in der Agrarwirtschaft zu be
schöftigen (MEYER ZU DREWER, 23). Anstltze, die indes auf eine systematische und umfassen
de analytische Durchdringung dieser komplexen Zusammenhtlnge dringen, fehlen bisher weit
gehend. Diese gewiß bedauerl iche Feststellung mag auf verschiedene Ursachen zurUckzufuh
ren sein. Einige hiervon mUssen hier genannt werden, freilich nicht nur, um das Ausmaß des 
bisher Versöumten oder, mehr ins Positive gewendet, dasjenige der vor uns stehenden, noch 
einer wissenschaftlichen Ertsrterung harrenden Probleme deutlich werden zu lassen: Zunöchst 
ist hier der immer noch bestehende, heute allerdings kaum mehr zu rechtfertigende Eindruck 
zu nennen, staat I iche Agrarpol itik in den westlichen Industriestaaten manifestiere sich allein 
oder doch vornehmlich in den verschiedenartigsten, vor allem außenhandelswirksamen Maß
nahmen preispolitischen Charakters, wöhrend staatliche Finanzhilfen von marginaler, jeden
falls zu vernachlössigender Bedeutung seien. Dieser These hat zwar bereits HANSMEYER mit 
der Feststellung widersprochen, daß "die finanzwirtschaftl ichen Mittel heute in den breiten 
Kreis von Einrichtungen und Maßnahmen, durch welche die tsffentl iche Gewalt auf die Ge
staltung der Landwirtschaft Einfluß nimmt, den vornehmsten Platz einnehmen" (13); aber der 
darin zum Ausdruck gebrachte "tiefgreifende Wandel" in der Agrarpol itik, der im Ubrigen von 
anderen Autoren bestötigt wurde, ist bisher ohne entsprechendes Echo in der agrartskonomi
schen Forschung geblieben, die nach wie vor ihre Forschungspriorittlten im weiten Bereich 
der Preispolitik und damit zusammenhtlngender Probleme sucht. Zum anderen wirft die Ana
lyse des mit solchen Bemerkungen eingefangenen qual itativen Strukturwandels staatlicher 
Agrarpol itik eine Reihe von schwerwiegenden methodischen Fragen auf, die auch von der 
traditionellen Finanzwissenschaft bisher sehr unterschiedl ich beantwortet worden sind und 
die sich zunöchst auf den weiten Komplex der Dichotomie zwischen normativer und positiver 
Theorie reduzieren lößt: Es geht also um die Frage nach der Erklörung der wachsenden Staats
tötigkeit, die Form der jeweiligen finanzpolitischen Aktivittlten und deren zunehmender Ent
faltung nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges 1). Die normative Richtung prtlsentiert sich 
in dem Versuch, die staatliche Tötigkeit in jeglicher Form "ausschließlich aus ökonomischen 
Erwögungen abzuleiten", die darauf ausgerichtet sind, "den htschstmtsgI ichen Nutzen fUr die 
Gesellschaft zu erbringen", indem sie den durch das Versagen des Marktmechanismus, insbe
sondere aufgrund externer Effekte, hervorgerufenen Verzicht auf das wohlfahrtsökonomische 
Optimum durch staatliche Allokations- und Umverteilungsmechanismen zu korrigieren hat 
(SOHMEN, 44). Der Staat hat dem normativen Ansatz zufolge lediglich solche Aufgaben 
zu ubernehmen, die der Marktmechanismus nicht oder nicht befriedigend zu erfullen vermag. 

Daß ein solches "Abbild" wirtschafts- und finanzpolitischer Funktionen nur ein Zerrbild des 
Staates wiederzugeben vermag, ist gewiß eine Binsenweisheit; sie hat indes fUr die Analyse 

1) Einige Untersuchungen deuten darauf hin, daß der Beginn des absoluten (und relativen) 
Anstiegs der budgetpal itischen Agrarftsrderung schon sehr viel fruher zu datieren ist, nach 
WEITZEL (48) etwa auf die 70er Jahre des vergangenen Jahrhunderts. 
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staatl icher Aktivitäten schwerwiegende Folgen, wenn diese darauf ausgerichtet ist, das tat
sächl iche Verhai ten des Staates zu erklären, also anstelle der normativen eine positive Theo
rie zu setzen: Wenn die normative Theorie dem Staat die Aufgabe gesellschaftl icher Nutzen
optimierung zuweist, die er offenbar nicht erfüllt, so bleibt zunächst die Frage schwer zu be
antworten, ob die pol itischen Entscheidungsinstanzen bewußt oder unbewußt falsch handeln, 
wenn sie ihre Entscheidungen nicht an den Postulaten des wirtschaftlichen Nutzenkalküls 
orientieren. Zwar vermittelt dies die Einsicht, daß die Grenzen der normativen Theorie sich 
hauptsächl ich aus der Beschränkung auf das wirtschaftl iche Kalkül ergeben, aber damit ge-
w innt man wen ig Raum zur Erkl ärung des konkreten Prozesses gesell schaf tl ich-pol itischer 
Willensbildung, etwa auf dem Gebiet staatl icher Finanzpol itik. Es geht also einfach darum, 
zunächst ein Grundmuster finanzpol itischer Entscheidungen zu entwickeln und zu testen, un
abhängig davon, ob und inwieweit dieses in der Lage ist, in jedem Fall entsprechende Ent
scheidungen zu erklären oder gar zu prognostizieren. Ob hier die neue politische Ökonomie 
oder, besser, die politische Theorie der Wirtschaftspolitik bessere Ergebnisse verspricht, muß 
zunächst einmal offen bleiben (K IRSCH, 17). Jedenfalls sind hier Ansätze deutl ich geworden, 
die die pol itisch-gesellschaftl ichen und administrativen Bedingungen finanzpol itischer Ent
scheidungen stärker in das Blickfeld rücken, die die zwangsläufig Unsicherheiten im Handeln 
hervorbringende Voraussicht berücksichtigen und erkennen, daß das Bezugssystem der Pol itiker 
mehr Koordination enthält als jedes ökonomische System, die sozialen und pol itischen Abhl:in
gigkeiten also differenzierter sind als eine den Staat zu einem Optimierungsmechanismus de
gradierende Theorie (ALBERSt 1, S. 123ff.; RAHMEYER, 31). 

Die offensichtliche Vielzahl und das sowohl im Zeitablauf als auch zwischen einzelnen Län
dern wechselnde Gewicht der die finanzpol itischen Entscheidungen beeinflussenden Faktoren 
machen es verständl ich, daß trotz beachtl icher wissenschaftl icher Anstrengungen und daraus 
erwachsender Erkenntnisfortschritte eine ebenso weit wie die normativen Theorien akzeptierte 
positive Theorie staatswirtschaftlichen Handeins fehlt. Dies gilt selbstverstl:indlich für die Er
kll:irung der "Entwicklungsgesetze" staatlicher Ausgabenpolitik in ihrer Gesamtheit, wie die 
noch immer anhaltende Diskussion um das WAGNERsche Gesetz der zunehmenden Staatstätig
keit verrät (RECKTENWALD, 32, S. 713 H.), zugleich aber auch für die Erklärung insti
tutionell (HANSMEYER, 14, S. 197 - 204), funktional (DREISSIG, 5, S. 691 - 743) oder 
sektoral eingegrenzter Bereiche der öffentl ichen Wi rtschaftstl:itigke i t. Derartige Anal ysen 
stehen vor dem bereits wiederholt erwähnten grundsätzlichen theoretischen Problem einer 
Kausal itäten suchenden Erklärung pol itischer Entscheidungsprozesse im Bereich der Budget
politik, die, worauf bereits Joseph SCHUMPETER (43) hingewiesen hat, ein exaktes Spiegel
bild staatlich-politischen Gestaltungswillens darstellt, sie also eigentlich das ideale Objekt 
der Analyse entsprechender Entscheidungen darstellen muß. Aber freil ich stehen der Falsifika
tion entsprechender qual itativer Hypothesen über die Determinanten staat I ichen Handeins, 
von welcher Seite sie auch vorgetragen werden mögen, noch andere schwerwiegende Hinder
nisse entgegen: Zu nennen ist zunächst das in bezug auf lange Reihen äußerst lückenhafte und 
heterogene Zahlenmaterial über die Entwicklung der Staatsausgaben, dessen Problematik noch 
wächst, wenn dieses, was für eine quantitative Analyse unumgängl ich ist, nach funktionalen, 
institutionellen oder sektoralen Kriterien differenziert werden soll (FREUND, 7, S. 587-609; 
HEDTKAMP, 15, S. 649 - 683). Weitere Probleme sind diejenigen methodischer Art: Welche 
Determinanten der staatl ichen Ausgaben pol itik auch für relevant und durchschlagend erachtet 
werden, die quantitative Ermittlung bestehender Interdependenzen wird erschwert durch die 
apriori kaum einzuschätzende Zeitdimension entsprechender Handlungsreaktionen und -wir
kungen, wobei erstere vorab oder auch mit unterschiedl ich großer zeitl icher Verzögerung 
auftreten können. Entsprechende finanzpol itische Entscheidungen werden teilweise im Vor
griff auf befürchtete oder erhoffte pol itisch-ökonomische Veränderungen gefäll t 1); sie selbst 

1) Zu nennen ist hier beispielsweise das "Gesetz zur Förderung der Eingl iederung der deut
schen Landwirtschaft in den Gemeinsamen Markt" (EWG-Anpossungsgesetz) vom 9.9.1965 
(10) . 
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können freil ich ebenso gut ledigl ich Reaktionen auf bereits eingetretene oder im Vollzug des 
"fulfillment of prophecies" (staatlichen Handeins) eintretende oder schon li:lngst wirksame, 
aber erst neuerdings in das BI ickfeld der Pol itiker getretene oder vielleicht erst jetzt aus 
technischen, administrativen oder finanzpol itischen GrUnden "bewi:lltigbare" Änderungen 
darstellen. Schi ießI ich ändert sich die Sensibil iti:lt und damit die Reagibil iti:lt staatl icher 
Entscheidungstri:lger im Zeitablauf, und dies gewiß nicht nur mit dem Wechsel der partei pol i
tischen Couleur der jeweiligen Regierung. Da Uber die jeweiligen Wirkungen ex ante - und 
hi:lufig auch ex post - schon aufgrund bestehender Unsicherheiten Uber die zukUnftige Ent
wicklung relevanter Einflußfaktoren nur selten zutreffende quantitative Vorstellungen beste
hen, erscheint auch der Zusammenhang zwischen der finanziellen Dotierung der einzelnen 
Maßnahmen und dem Grad der jeweiligen Zielabweichung, die mit jenen Maßnahmen besei
tigt werden soll, wenig stringent zu sein, zumal die Ziele selbst wiederum selten quantifiziert 
werden. Und schließlich bestehen sich im Zeitablauf i:lndernde gesetzliche, administrative 
und Budget-Restriktionen, die ihrerseits eine enge zeitl iche Korrelation zwischen "Ursachen" 
und Mitteleinsatz behindern. In diesem Zusammenhang muß auch an gesetzliche Veri:lnderun
gen erinnert werden, die Verlauf und Ergebnis von entsprechenden Entscheidungsprozessen 
beeinflussen 1). Vor allem ist aber zu wiederholen, daß die Vorstellung eines allein auf die 
Nutzenmaximierung fixierten Automatismus finanzpol itischer Entscheidungen des Staates und 
seiner Organe gi:lnzlich an der Realiti:lt der politischen Entscheidungsprozesse in einer parla
mentarischen Demokratie vorUbergehen (LITTMANN, 20, S. 99 - 120). 

Unter diesen Bedingungen ist es fast selbstversti:lndlich, daß um die Erklärung des Niveaus 
und der Struktur 2) öffentl icher Ausgaben, deren Unterschiede im internationalen Vergleich 
sowie in ihren langfristigen Verönderungen die verschiedensten Hypothesen und solche unter
schiedlichsten Ausreifungsgrades konkurrieren, zumal in vielen Fällen der jeweilige Sachver
halt bereits unterschiedl ich interpretiert wird. RECKTENWALD (32, S. 715 f.) umschreibt 
diesen Sachverhalt mit folgenden Worten: "Unter diesen Umständen wundert es daher nicht, 
daß .•• (a) die mehr oder weniger visioni:lren oder spekulativen Erklörungsversuche eines 
"Entwicklungsgesetzes der Staatstötigkeit" Uberwiegen, (b) die qual itativen (beschreibenden) 
Theorien nicht selten zeitbedingte, subjektive Erfahrungen gerne verallgemeinern, wodurch 
zumindestens die Plausibil ität der Hypathesen und der Zeit zurUcktritt, (c) die Kontroverse 
daruber, welche Fakten oder Faktoren das Wachstum der Staatsausgaben wirklich bestimmen 
und in welchem Grade und in welcher Situation, ebenso anhölt wie (d) der Streit, ob ökono
misch-technischen Einflußgrößen (und nicht etwa nur politischen) in diesem sökularen Prozeß 
Uberhaupt Bedeutung zukommt und ob man mithin (e) von einem determinierten oder mechani
stischen Ablauf, wie auch immer formuliert oder begrUndet, sprechen kann. Immerhin nehmen 
(t) die empirischen Analysen ••. zur Deutung und Überprufung alter und gelegentlich auch 
neuer Hypathesen in jUngster Zeit zu, wenn auch ihre Ergebnisse noch recht disparat und 
widersprUchlich erscheinen und bisweilen auch sind." 

Da in Übereinstimmung mit HALLER (11, S. 60 f.) davon auszugehen ist, daß sich die jewei
ligen Staatsausgaben aus solchen zusammensetzen, "die ihrer Natur nach unabhängig von der 
Erhöhung des Realeinkommens und der privaten Ausgaben sind" und jenen, "die mit sich ver
größerndem Realeinkommen steigen oder sinken (komplementöre bzw. substitutive Staatsaus
gaben)", so sind "weitere Fortschritte in der Theorie der Entwicklung der Staatsausgaben nur 
zu erwarten, wenn die Staatstätigkeit mehr als bisher in einzelne Aktivitöten aufgegliedert 

1) Zu erinnern ist hier insbesondere an das Gemeinschaftsaufgabengesetz "Verbesserung der 
Agrarstruktur und des KUstenschutzes" vom 3.9.1969 (9). 

2) Struktur wird hier verstanden als die Aufgliederung der Ausgaben sowohl fUr die verschie
denen Funktionen als auch Institutionen. 
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wird, um die Nachfrage ader angebotsorientierten Bestimmungsgründe besser in den Griff zu 
bekommen." 

Diese Abhandlung soll hier für den Bereich der finanzpol itischen Landwirtschaftsförderung 
einen Beitrag in dem oben genannten Sinne darstellen. Sie kann sich dabei auf erste qual ita
tive Beobachtungen stützen, die HANSMEYER (13) bereits 1963 vorgetragen hat und die 
1976 von Peter SCHMIDT vertieft im internationalen Zeitreihen- und Querschnittsvergleich 
zu überprüfen versucht worden sind (SCHMIDT, P., 38). Diese wie einige andere Autoren 
(STRECKER, 45; SCHMITT, G. und P. SCHMIDT, 41, S. 164 - 175) gehen von der zunächst 
überraschenden Beobachtung aus, daß die in den Staatshaushalten ausgewiesenen, freilich 
nicht immer vollständig vergleichbaren "governments expenditures for agriculture" (a) im 
Zeitablauf eine nicht nur nominal absolut wachsende Tendenz (mit unterschiedlichen Wachs
tumsraten) aufweisen, (b) zudem im Verhältnis zum Beitrag des Agrarsektors zum Sozialpro
dukt fortlaufend ansteigen, (c) in der Regel um so höher sind, je höher das Sozialprodukt pro 
Kopf der Gesamtbevölkerung ist, (d) einen vergleichsweise hohen Anteil an den gesamten 
Staatsausgaben einnehmen und (e) überwiegend auch hier einen im Zeitablauf steigenden 
Trend ze igen (SCHMITT, G., 40). Ferner lassen sich, soweit die staatl ichen Budgets hierzu 
einen Einblick gewähren - wie etwa im Falle der Bundesrepublik, Frankreichs (SCHMIDT, P. 
und G. SCHMITT, 39, S. 117 - 128; PRO JET ... , 28), Japans (OECD, 26) und anderer Län
der -, tendenzielle Veränderungen in der funktionalen Struktur der finanzpolitischen wie ge
samtwirtschaftlichen Finanzförderung beobachten, die etwa in Richtung auf (f) eine relative 
Zunahme der budgetwirksamen Agrarförderung gegenüber der direkten preispolitischen, über 
den Außenhandelsschutz wirksamen und (g) eine wachsende Bedeutung der Ausgaben für agrar
soziale Maßnahmen (auf Kosten der übrigen Ausgaben zugunsten des Agrarsektors) hinzielen 
(SCHMITT, G. und P. SCHMIDT, 41, S. 164 - 175). Diese Feststellungen sind, für sich 
allein betrachtet, bereits bedeutsam genug. Indes verbirgt sich dahinter das bisher ebenso 
wenig ausreichend analysierte Problem eines qualitativen und weitreichenden Wandels in der 
staatl ichen Agrarpol itik: Mit einer wachsenden Betonung der finanzpol itischen Agrarförderung 
gegenüber jener mittels der Preispol itik ändert sich naturgemäß der Charakter der Agrarpol i
tik, und dies nicht nur in bezug auf die beabsichtigten Wirkungen, sondern auch bezügl ich 
der Intensität und Art staat I icher Planung und Steuerung agrarer An passun gs prozesse . Theore
tisch mag damit das staatl iche Potential zur Bewili igung des im Verlauf des Wirtschaftswachs
tums auftretenden und sich verschärfenden Problemdrucks einer nur beschränkt anpassungsfä
higen Landwirtschaft gewachsen sein, indes muß es vollkommen offen bleiben, ob dieses Po
tential auch entsprechend genutzt worden ist oder ob es nicht vielmehr in den Dienst kurz
fristiger und vor allem politischer Prioritäten ader schlechter Kompromißlösungen gestellt wor
den ist. Hierauf wird noch einmal zurückzukommen sein. 

HANSMEYER (13, S. 8 ff.) sieht deshalb in dem von ihm allein für die Bundesrepublik be
obachteten "Vordringen der Finanzpolitik" einen Aspekt jenes größeren Prozesses, in dem der 
Staat immer mehr als nachträglich wirkende Umverteilungsinstitution tätig wird. Dabei spiele 
die "immer vorsichtiger gehandhabte Preispolitik" im Agrarbereich insofern eine Rolle, als 
nunmehr die Einkommensumverteilung stärker über die öffentlichen Haushalte abgewickelt 
wird, zumal "das finanzpal itische Instrumentarium, insbesondere die Ausgabenpol itik, bisher 
als nationale Domäne" gegenüber der auf die Ebene der Europäischen Gemeinschaft verlager
ten Preispolitik "erhalten geblieben ist" (ERTL, 6, S. 1689): "Die Landwirtschaft vermag auf 
diese Weise einen Teil des wirtschaftlichen Konkurrenzkampfes in den staatswirtschaftlichen 
Bereich zu verlagern, indem sie stärker zu sein glaubt als auf dem freien Markt, und für den 
Staat bieten finanzpol itische, insbesondere ausgabenpol itische Maßnahmen den großen Vor
teil sozialpolitischer Neutralität." Und: "Dieser Umverteilungsprozeß vollzieht sich um so 
lautloser, als der Zusammenhang zwis::hen finanzpolitischer Hilfe und einer vielleicht not
wendig werdenden Steuererhöhung oder unterbl iebenen Steuersenkung durch die Haushai ts-
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praxis verwischt wird •.•• Aus dieser Sicht ist das Vordringen finanzpol itischer Mittel gewiß 
nicht unbedingt als Fortschritt zu bewerten, der zu einem gesamtwirtschaftlichen Optimum 
fUhrt, zumal die volkswirtschaftlichen Kosten derartiger agrarpolitischer Maßnahmen nicht in 
die einzelwirtschaftliche Kalkulation und Erfolgsrechnungen eingehen können. In bestimmten 
Situationen kann es jedoch um eine Lösung im Sinne des "Bestmöglichen" gehen, die die viel
ftlltigen Sponnungen der politischen Wirklichkeit berucksichtigt und unmittelbare inflationisti
sche Folgen einer offenen Redistributionspolitik meidet (HANSMEYER, 13, S. 8). 

Mit diesen Bemerkungen sind schon die GrundzUge einer Betrachtungsweise angedeutet, der 
wir uns in der folgenden Darstellung weitgehend, wenn auch sttlrker differenziert, anschlie
ßen wollen. Im einzelnen werden wir erst die Entwicklung von Niveau und Struktur der finanz
politischen Agrarförderung vorfuhren, diese anschließend im lichte der hier angedeuteten 
Thesen erörtern und in ein Grundmuster der Erkltlrung einzufangen versuchen. Anschi ießend 
sollen bestimmte, damit verbundene wirtschafts- und agrarpol itische Impl ikationen vorgetragen 
und diese auch im lichte der abschließenden, sttlrker differenzierten Betrachtung beleuchtet 
werden. 

2 Entwicklung des Volumens und der Struktur finan~itischer Landwirtschaftsförderung 

2.1 Die Entwicklung der Gesamtausgaben 

Die Übersichten 1 und 2 vermitteln einen ersten Blick Uber die Entwicklung des Ausgaben
volumens und der funktionellen Struktur der finanzpol itischen Landwirtschaftsförderung in' der 
Bundesrepublik Deutschland fUr den Zeitraum nach 1950. Bevor jedoch in eine Diskussion der 
dort prtlsentierten Daten und deren Interpretation eingetreten werden kann, bedarf es zuntlchst 
einiger Hinweise zum Aussagewert dieser Daten selbst, soweit sich diese auf Staatsausgaben 
insgesamt, auf diejenigen fUr die Landwirtschaftsförderung sowie die entsprechenden Quotien
ten (Quoten) aus diesen Zahlen zum Sozialprodukt etc. beziehen. Allerdings muß sich eine 
solche Erltluterung auf die wesentlichen Probleme beschränken. Zur ausfuhrlichen Erörterung 
sei ergtlnzend auf die zum Teil genannte Speziall iteratur verwiesen: 

1.) Was die hier nachgewiesenen Staatsausgaben zur Agrarförderung anbetrifft, so entstammen 
sie den Bundes- und ll:lnderhaushalten, wobei in Ubersicht 2 der vom Bund geschtltzte Verzicht 
auf Steuereinnahmen hinzugefUgt wurde. Einerseits ist dazu zu bemerken, daß (a) die entspre
chenden Ausgaben der Gemeinden - etwa in den Größenordnungen von 5 bis 8 % der Bundes
und Länderausgaben 1) - hier nicht miterfaßt wurden, daß (b) die Abgrenzung nach den ver
schiedenen Funktionen (der Landwirtschaftsförderung) weder im ganzen Zeitraum einheitlich 
ist - erst 1970 ist ein einheitliches Schema von Bund und Ltlndern der funktionalen Gliederung 
nach Maßgabe der Haushai tsrechtsreform angewandt worden (FREUND, 7, S. 587 - 609) -, 
noch folgt sie den ökonomischen Wirkungskriterien dergestalt, daß sie nur die jeweils wirk
same BegUnstigung der deutschen Landwirtschaft erfaßt: Eine noch so funktionsgerechte Aus
gabengliederung, wie sie etwa durch das USDA versucht wird (8; OE CD, 27, S. 41), besagt 
ntlml ich "nichts uber die ökonomische, zahlungstechnische und administrative Ausgestaltung 
der einzelnen Leistungen, die erst einen Schluß auf die Wirkungen der Maßnahmen zultlßt" 
(HANSMEYER, 13, S. 22). Gerade die Kenntnisse der Wirkungen, insbesondere der vertei
lungspol itischen, wtlre notwendig, um die tatsächl iche relative und absolute BegUnstigung der 
Landwirtschaft durch die Finanzpolitik richtig einschtltzen zu können. Dazu wäre natUrlich 
Voraussetzung, daß Richtung und Ausmaß der jew.eils stattfindenden Uberwtllzungen auf vor
bzw. nachgelagerte Wirtschaftsbereiche bekannt wären. Dies ist jedoch nicht der Fall. Inso
fern sind die aufgefUhrten Daten nur Hilfsgrößen, die mehr die Richtung erwUnschter BegUnsti
gun gen als das Maß an erzielten andeuten. Bedeutungsvoll ist gewiß in diesem Zusammenhang 

1) Vgl. dazu Ubersicht 3. 
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Übersicht 1: Staatsausgaben zugunsten der Landwirtschaft und Sozial produkt, 
Bundesrepubl ik Deutschland, 1950 - 1976 

Bruttoinlandsnrodukt2) Staatsausgaben (SA )4) 

Jahr 1) lnsR'esamt Land wirtschaft 3) insgesamt Landwirtschaft5 ) 

Mrd.DM in % Mrd.DM in % BIP Mil1.DM in % BIPL 

1950 98.05 9.98 10.2 28.14 28.7 293 2.9 
1951 120.01 12.04 10.0 37.40 31.2 441 3.7 
1952 136.97 13.06 9.5 41.55 30.3 605 4.6 
1953 147.72 13.16 8.9 44.31 30.0 591 4.5 
1954 159.06 13.47 8.5 47.68 30.0 846 6.2 

~ 1950/54 132.36 12.34 9.4 39.82 30.0 555 4.4 

1955 182.00 14.23 7.8 51.23 28.1 1035 7.3 
1956 200.95 14.65 7.3 59.91 29.8 1766 12,1 
1957 218.89 15.27 7.0 66.33 30.3 2653 17.4 
1958 234.37 16.16 6.9 71.50 30.5 2761 17 .1 
1959 255.14 16.47 6.5 76.57 30.0 2828 17 .2 

rf, 1955/59 218.27 15.36 7.1 65.11 29.7 2209 14.2 
Verä:t1deruni) 64.91 24.47 63.51 298.0 

1960 302.55 17.31 5.7 (90.15) (29.8) 2973 17.1 
1961 333.45 17.48 5.2 95.28 28.6 3657 20.9 
1962 360.91 17.76 4.9 107.23 29.7 4217 23.8 
1963 384.77 18.91 4.9 117.14 30.4 4926 26.1 
1964 422.14 20.39 4.8 128.11 30.3 5414 26.4 

~ 1960/64 360.76 18.37 5.1 (111.94) (29.8 ) 4237 22.9 
Verä:t1deruni) 65.28 19.60 (71.92) 91.8 

1965 462.02 19.69 4.3 140.58 30.4 6119 31.1 
1966 492.10 20.71 4.2 146.72 29.8 5724 27.7 
1967 496.86 20.97 4.2 155.94 31.4 5847 28.0 
1968 540.54 20,76 3.8 159.19 29.5 6804 33.0 
1969 605.68 22.45 3.7 174.72 28.9 6802 30.2 

rf, 1965/69 519.44 20.92 4.0 155.43 30.0 6352.2 30.4 
Verä:t1derung6 ) 43.98 13.88 38.85 49.8 

1970 686.96 21.53 3.1 196.33 28.6 8184 38.0 
1971 762.54 22.26 2.9 225.18 29.5 7529 33,8 
1972 8~4. 6~ 24.78 2.9 251.27 30.1 7607 30.7 
1973 928,18 26.55 2.9 277 ,67 30.0 9570 36.0 
1974 999 .66 27.12 2.9 314.09 31.4 10141 37.4 

~ 1970/74 842.39 24.45 3,0 252.91 29.9 8606 35.2 
Verä:t1derung 6 ) 62.17 16.87 62.71 35.5 

Verä:t1derung7) 536.44 98.14 535.13 1450.0 

1975 1044.92 28,21 2.6 354.01 33.9 10198 36.2 

1976n 1136.50 29.72 372.62 32.6 10693 36.0 

in % SA8) 

1.0 
1.2 
1.5 
1.3 
1.8 

1.4 

2.0 
3.0 
4.0 
3.9 
3.7 

3.3 

3.3 
3.8 
3.9 
4.2 
4.2 

3.9 

4.3 
3.9 
3.7 
4.3 
3.9 

4.1 

4.2 
3.3 
3.0 
3.4 
3.2 

3.4 

2.9 

2.9 

1) 1950-1959 ohne Saarland und Barlin. Die Angaben für die Staatsausgaben beziehen sich auf RechnungSjahre: 1950-
1959 jeweils vom 1.4. bis 31.}; ab 1961 jeweils Kalenderjahre. 

Land- und Forstwirtschaft, einschl. Fischerei und TierhaI tung. 4
23l Zu laufenden Preisen. 

Ausgaben der Gebietskörperschaften (Bund, Länder, Gemeinden), Lastenausgleichsfonds, ERP-SondervermCSgen, Deutsche 
Gesellsohaft für öffentliche Arbeiten (Öffa). 

~
56l Ohne Ausgaben der Gemeinden, einsehl. der Ausgaben für den EAGF(L): Näheres siehe Text. 

In % gegenüber der Vorperiode. 
In % gegenüber Anfangsperiode • 
In " der gesamten Staatsausgaben. 
Quellen: Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland. versch. Jg. - Statistische Jahrbüoher der Bun

desländer, versch. Jg. - Jahresgutachten 1975 des Saohverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirt
schaftl1chen Entwicklung. Deutscher Bundestag. Drucksache 7/4326. Bonn 1975. - P. SCHMIDT. a.a.O. _ 
w. DREISSIG, a.a.O. - Finanzber1chte der Bundesregierung, versch. Jg. - Sachverständ1genrat zur Begut
aohtung der gesellschaftlichen Lage, Jahresgutachten, versch. Jg. 
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auch die Tatsache, daß die Landwirtschaft indirekte BegUnstigungen durch finanzpolitische 
Maßnahmen erfl:lhrt, die anderen Funktionen (etwa dem Wohnungswesen, der Raumordnung, 
dem Verkehrs- und Nachrichtenwesen usw.) bzw. anderen Ressorts (dem Wirtschafts- oder 
Arbeitsministerium etc.) zugeordnet sind: Man denke nur an die regionale Wirtschaftsförderung, 
den Ausbau der Il:Indlichen Infrastruktur usw. Andererseits begUnstigen selbstverstlindlich Maß
nahmen der Landwirtschaftsförderung unmittelbar oder mittelbar auch nichtagrare Bereiche. 
Schließlich können auch die angefUhrten Daten gesetzlich oder administrativ bedingte Verl:ln
derungen und Unterschiede in den Zustl:lndigkeiten der einzelnen Ressorts nicht berUcksichti
gen, etwa im Bereich des Bildungs-, Ausbildungs- und Beratungswesens der Landwirtschaft. 
Wesentlich bedeutungsvoller ist jedoch die Tatsache, daß aufgrund des EG-Vertrags die im 
Rahmen der Finanzierung des gemeinsamen Agrarmarktes getl:ltigten "Ausgaben des Bundes im 
Rahmen der Marktordnungsausgaben der EG" sowohl dem Kompetenzbereich der Bundesregie
rung entzogen sind als auch nicht mehr allein der deutschen Landwirtschaft "zugute" kommen 
(RE ISTER, 33; KOESTER, 18). Dennoch wurden sie hier aufgefUhrt, quasi in FortfUhrung l:Ihn
licher Finanzaufwendungen im Rahmen der vor der EinfUhrung der EG-Finanzierungsregeln 
fUr die Bundesrepublik gUltigen Marktordnungen. 

2.) Zu erinnern ist in diesem Zusammenhang daran, daß die budgetwirksame Agrarförderung 
nur eine Form staatl icher BegUnstigung der Landwirtschaft darstellt. Sie erglinzt (oder ersetzt) 
direkt wirksame Maßnahmen der Preispolitik und des staatlichen Steuereinnahmeverzichts. 
Letztere sind aufgrund der sicherlich sehr zurUckhaltenden Schl:ltzungen der Bundesregierung 
in ihren Subventionsberichten in lÄ:lersicht 2 enthalten, stellen sie doch nichts anderes als 
eine in den Staatsbudgets nicht ausgewiesene (versteckte) Subvention der Landwirtschaft dar, 
also eine Transferleistung ohne Auflagen, deren Problematik als ein Verzicht auf eine gestal
tende und bewußte Verhai tenslenkung zur GenUge bekannt sein dUrfte (RÜGER, 34; ALT
MANN und KLARE, 2, S. 211 - 216). Diesen ungezielten steuerpol itischen BegUnstigungen 
entspricht die weitgehend verheil tensneutrale Einkommensumverteilung durch die Preispol itik. 
Freilich kommt dieser eine ungleich größere Bedeutung zu: Aufgrund der historischen Entwick
lung und der agrarstrukturellen Gegebenheiten gebUhrte der Preispolitik in Deutschland wie 
in der Europ1:lischen Gemeinschaft (im Gegensatz etwa zu Englancl) der absolute Vorrang inner
halb des breiten Fl:Ichers von Maßnahmen zur Förderung der Landwirtschaft. Indes ist hier ein 
Ruckgang ihrer Bedeutung gegenuber der fiskalpolitischen BegUnstigung zu beobachten. Mißt 
man diese Bedeutungsverschiebung an den Verl:lnderungsraten der finanzpolitischen BegUnsti
gungen einerseits und dem durch preispolitische Maßnahmen erreichten "Protektionsgrad", 
wie er etwa von NEIDLINGER (24) geschl:ltzt (und von uns verll:lngert) wurde (SCHMIDT, P., 
38), andererseits, so zeigt sich 1953/55 bis 1970/72 eine Steigerungsrate des Volumens an 
preispolitischer "Protektion" von 483 % und eine solche der finanzpolitischen Landwirtschafts
förderung von Bund und Ll:Indern (ohne Steuerverzicht) von 1 141 %. Hierin bestlitigt sich die 
von HANSMEYER gemachte und oben erwl:lhnte, auch fUr andere Ll:Inder typische (SCHMITI, 
G., 40) Beobachtung eines strukturellen (qualitativen) Wandels in der staatlichen Politik ge
genUber der Landwirtschaft. Auch dieser Vorgang ist im ubrigen von der Agrarwissenschaft 
bisher kaum gewurdigt worden. 

Festzuhalten ist hier, trotz der gerade angedeuteten haushaltsstatistischen Datenprobleme, 
daß der zunl:lchst nur marginale Umfang staat I icher Ausgaben zur "Förderung der landwirt
schaftlichen Erzeugung und UnterstUtzung wissenschaftlicher, technischer und l:Ihnlicher Be
strebungen auf dem Gebiet der Landwirtschaft" 1) 11:Ingst verlassen worden ist und diese sich 
zu einem zumindest dem Niveau nach der direkten preispolitischen Beeinflussung gleichwer
tigen Instrument der staatlichen Agrarpolitik entwickelt hat. Freilich kann Uber diese Fest
stellung hinausgehend nicht behauptet werden, daß mit dieser komplementören Ausweitung 

1) So die Bezeichnung des entsprechenden Titels im Reichshaushaltsplan von 1901 (vgl. dazu 
WITT, 51; WE ITZEL, 48). 
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des Mitteleinsatzes eine effizientere, d. h. volkswirtschaftl ich gUnstigere Verwirkl ichung der 
gesetzten agrarpolitischen Ziele sich hat durchsetzen lassen. Eine solche Fragestellung harrt 
noch der Beantwortung, obwohl die gewiß sttlrkere Gestaltungsftlhigkeit der Finanzpoiitik ge
genUber der weitgehend ungeziel ten Preispol itik eine solche Vermutung apriori nahelegt. 
Eine eingehendere Betrachtung der in Übersicht 1 zusammengefaßten Daten wird in folgenden 
Punkten vorgenommen: 

1.) Das in den bereits oben genannten Zuwachsraten fUr den gesamten Zeitraum zwischen 
1950 und 1976 angedeutete langfristige Wachstum der Staatsausgaben zugunsten der Landwl:~
schaft hat sich zunehmend abgeflacht: Der Zuwachs des letzten JahrfUnft (1970/74) gagen
Uber dem vorhergehenden betrug nurmehr 35 % gegenUber einer Wachstumsrate der bei den 
ersten FUnfjahresdurchschnitte von 298,0 %. Diese Abnahme in den Änderungsraten mag zu
rUckzufuhren sein auf Veränderungen in der funktionellen Ausgabenstruktur, auf die noch ein
zugehen sein wird, freilich wohl auch auf den Strukturwandel der Landwirtschaft selbst (Ab
nahme von Betrieben und Beschäftigten), vielleicht auch auf den Übergang von einer breitge
streuten zu einer mehr selektiven Agrarförderung . Indes bleiben wir auch hier auf Vermutun
gen angewiesen 1). 

2.) Dennoch war das Wachstum dieser staatlichen Zuwendungen bis zum Ende der 60er Jahre 
störker als der Zuwachs der gesamten Staatsausgaben . Entsprechend stieg ihr Antei I an den 
genannten Staatsausgaben von 1,4 % (1950/54) auf 4, 1 % (1965/69), um im letzten Jahr
fUnft auf 3,4 % und 1975/76 sogar auf 2,9 % zurUckzugehen; bekanntlich war die Staatsaus
gabenquote (ihr Anteil am BIP) nahezu konstant und stieg erst seit Mitte der 70er Jahre -
teilweise konjunkturbedingt - an (LITTMANN, 21; 50). Eindrucksvoller ist jedoch folgende 
dramatische Vertlnderung: Bezieht man die staatl ichen Ausgaben zur Agrarförderung auf den 
Beitrag der Landwirtschaft zum Bruttoinlandsprodukt, errechnet man also die (gewiß problema
tische) sektorale Staatsausgabenquote, so stieg diese von 4,4 % (1950/54) auf 35,2 % 
(1970/74). Sie hat sich vorerst seit 1973 auf 36 % stabilisiert. Gleichzeitig ist der Anteil 
der Landwirtschaft am Sozial produkt von 9,4 % auf 3,0 % gefallen. 

2.2 Das Grundmuster von Erklörungshypothesen 

Nimmt man die eingangs bereits generell in bezug auf das Entwicklungsgesetz der S'taatsaus
gaben diskutierte Frage nach den spezifischen Determinanten des langfristigen Wachstums der 
Staatsausgaben fUr die Landwirtschaft hier wieder auf, so konkurriert auch hier die höufig be
tonte These von dem "wachsenden politischen Einfluß der Interessenvertreter der Landwirt
schaft auf die staatlichen Ausgabenentscheidungen" (LITTMANN, 19) mit einer "ökonomi
schen Theorie der wachsenden finanzpol itischen Agrarförderung" (SCHMIDT, P., 38), einer 
Theorie also, die die beschriebene absolute und relative Zunahme dieser Budgetbelastungen 
auf den noch nöher zu erörternden, im Zuge des agrarwirtschaftl ichen Anpassungsprozesses 
sich offenbar versttlrkenden Problemdruck agrarpol itischen Inhal ts zurUckfuhrt. 

Freil ich ist zuntlchst jedoch zu fragen, ob Uberhaupt GrUnde fUr die bereits erwöhnte Dicho
tomie zwischen (verbands- oder interessen-) politischer Theorie einerseits und der erwöhnten 
rein ökonomischen Erkltlrungshypothese andererseits bestehen. Eine Erkltlrung des Wachstums 
der staatlichen Ausgaben fUr die Landwirtschaft allein durch einen zunehmenden Einfluß land
wirtschaftlicher Interessenvertretungen und ohne entsprechende "Ruckendeckung" durch real-

1) In das anschließend zu entwickelnde Erkltlrungsmuster wurde sich auch die Annahme fUgen, 
wonach die "windfall profits" der deutschen Landwirtschaft als Folge der wirtschafts- und 
wtlhrungspolitischen Divergenzen innerhalb der EG (einschließlich des Grenzausgleichs) 
den Druck zugunsten einer stärkeren Expansion finanzpol itischer Förderung gemildert 
haben. 
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wirtschaftliche VerCinderungen hCitte zunCichst jenen Widerspruch aufzulösen, den Fritz NEU
MARK mit der Frage aufgewiesen hat, "warum aber nach der Errichtung der Bundesrepubl ik, 
also eines Uberwiegend industriellen deutschen Teilstaates, und warum in einer Volkswirt
schaft, in der die relative ökonomische Bedeutung der landwirtschaftlichen Int~res~en tenden
ziell stCindig zurUckgeht, der politische Einfluß immer noch so unverhCiltnislT,lc;ßi~i~roß ist, 
bedarf einer empirischen Untersuchung" (NEUMARK, 25, S. 887). Falls, zweitens, der wach
sende Anteil der landwirtschaftsfördernden Ausgaben an den gesamten Staatsausgaben als Aus
druck eines - gegen alle empirischen Fakten uber die abnehmende ReprCisentanz landwirt
schaftlich orientierter Vertreter in den Parlamenten etwa (WEBER, 47; BOYSEN, 4) - wach
senden Einflusses der Landwirtschaft auf die Haushaltsentscheidungen in Bund und Ländern 
gelten soll, dann mUßte dies letztendlich auch sichtbar werden in einer langfristigen Ver
besserung der relativen Einkommensstellung der Landwirtschaft, zu deren) Zweck ja gewiß die 
Ausgabensteigerungen beizutragen hCitten: Ein solcher Trend ICißt sich jedöcil'l'·aus den Agrarbe
richten der Bundesregierung nicht herauslesen; vielmehr folgt die Einkommensentwicklung im 
wesentlichen derjenigen außerhalb der Landwirtschaft (TANGERMANN, 46, S. 154 - 164). 
Zu beantworten hCitte, drittens, die pol itische "Theorie" die Frage, warum die BegUnstigung 
der Landwirtschaft in rasch zunehmendem Maße durch die Finanzpol itik und nicht vornehm I ich 
durch preiswirksame Transferleistungen gewCihrt wird. Diese liegen wohl eher im Interesse der 
Landwirtschaft und finden dort eine größere Zustimmung als selektiv wirkende, nicht immer 
einkommenswirksame und teilweise den Strukturwandel (d. h. die Abwanderung aus der Land
wirtschaft) fördernde finanz pol itische Maßnahmen. Diese strukturelle Versch iebung zuungun
sten der Preispol itik ist eher begrUndet in den Grenzen, auf die sie angesichts des Produk
tionswachstums und ihrer Einwirkungen auf Verbraucherpreise, Lebenshaltungskosten, Lohn
niveau und Inflationsrate stößt und damit den Grenzen der politischen Durchsetzbarkeit agra
rischer Interessen. Schi ießI ich hCitte eine "pol itische Theorie" der finanz pol itischen Entschei
dungen noch zu klCiren, warum innerhalb des Agrarbudgets selbst strukturelle Verschiebungen 
erfolgen. 

Angesichts dieser unauflösbaren WidersprUche, in die sich eine pol itische Theorie wachsender 
Staatsleistungen zugunsten des Agrarsektors verfangen muß, scheint die mit ihr allerdings nur 
scheinbar konkurrierende ökono~ische Theorie allein schon aus PlausibilitCitsgrUnden Uberlegen 
zu sein. Sie fUhrt, wie bereits erwCihnt, die geschilderte Entwicklung der Staatsausgaben auf 
rein agrarwirtschaftl iche Bedingungen und deren VerCinderung im Zeitablauf zu rUck . Freil ich 
kann auch sie sich nicht der Frage nach dem Mechanismus der Transformation "objektiver" 
TatbestCinde bezUgl ich der Lage des Agrarsektors und dessen VerCinderungen (im Lichte der 
agrarpol itischen Ziele) in entsprechendes pol itisches Handeln durch die relevanten Entschei
dungstrCiger (Regierungen, Parlamente und Administration) entziehen, denn keinesfalls ist hier 
von einem gCinzl ich regel gebundenen Automatismus, wie er in anderen Teilbereichen der Wirt
schaftspolitik wirksam ist, auszugehen. Noch immer fallen die fUr die Agrarpolitik wichtigen 
Entscheidungen in den Parlamenten und seinen Ausschussen, und gewiß ist auch kaum die Auf
fassung zu rechtfertigen, wonach der relativ geringen Bedeutung der Landwirtschaft und der 
Haushaltsausgaben zu deren Gunsten wegen diesen auch angesichts rasch wachsender Staats
ausgaben ein relativ großer Spielraum offenstUnde, der der kritischen Aufmerksamkeit und 
Kontrolle des Parlaments etc. entzogen wCire. Die so aufgeworfene Frage mag folgendermaßen 
beantwortet werden: Regierung und Parlament haben sich durch das Landwirtschaftsgesetz ver
pflichtet, sowohl "die soziale Lage der in der Landwirtschaft tCitigen Menschen an die ver
gleichbarer Berufsgruppen ... mit den Mitteln der allgemeinen Wirtschafts- und Agrarpolitik 
- insbesondere der Handels-, Steuer-, Kredit- und Preispol itik - (anzugleichen)" (§ 1) als 
auch all jCihri ich die wirtschaftl iche Lage der Landwirtschaft festzustellen und darUber zu be
richten, inwieweit "die wirtschaftl iche Existenz einer bCiueri ichen Famil ie bei ordnungsge
mCißer Bewirtschaftung nachhaltig gewCihrleistet ist" (§ 4). Schi ießI ich hat die Bundesregierung 
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in diesen Agrarberichten darzutun, "welche Maßnahmen sie zur Durchführung des § 1 - ins
besondere im Hinblick auf ein etwaiges Mißverhältnis zwischen Ertrag und Aufwand .•. -
getroffen hat oder zu treffen beabsichtigt" (§ 5). 

Mit diesen gesetzlichen Regelungen ist zwar, wie bereits erwähnt, kein Regelautomatismus 
im eigentlichen Sinne (49; PUVOGEL, 30, S. 79 ff.) geschaffen; doch stellt es gewiß keine 
Übertreibung dar, wenn man behauptet, daß mit dem Gesetz zunächst ein hohes Maß an Trans
parenz der wirtschaftlichen Lage der Landwirtschaft und damit die relevanten Entscheidungs
grundlagen geschaffen wurden (Agrarberichte) (siehe hierzu v. WITZKE und G. SCHMITT, 
52, S. 175 - 185). Die dort als" Problemdruck" sichtbar gemachten Diskrepanzen zwischen 
Real- und Zielsituation üben einen großen Handlungsdruck auf Regierung und Parlament aus. 
Diesem Handl ungszwang werden Parlament und Regierung um so eher folgen, je günstiger die 
Haushaltslage ist, zumal ein Versagen entsprechender Forderungen den konservativen Parteien 
Verl uste bäuerl icher Stimmen bescheren, aber auch den übrigen Parteien im Parlament keinen 
Stimmenzuwachs bei den durch unterlassene Ausgabensteigerung (und damit vermiedene Ein
nahme-, d. h. Steuerbelastungszunahmen) Begünstigten vermittel n würde. Selbstverständl ich 
ist, daß unmittelbar interessengebundene "Vertreter" der Landwirtschaft innerhalb und außer
halb des Parlaments durch die sichtbar gemachte Verschlechterung der relativen Einkommens
lage der Landwirtschaft mobil isiert werden und ihren Druck in Richtung auf entsprechende 
Aktivitäten von Regierung und Parlament verstärken werden. Das soeben Gesagte läßt wiede
rum wohl keinen anderen Schluß zu als den, daß das Wachstum der Staatsausgaben zugunsten 
der Landwirtschaft durch eine rein politische Theorie nicht erklärt werden kann, sondern den 
ökonomischen Bestimmungsfaktoren im Kontext des beschriebenen pol itischen Entscheidungs
prozesses als vorrangiges Erklärungskonzept Gültigkeit eingeräumt werden muß. 

Welches sind nun diese ökonomischen Einflußfaktoren im einzelnen? In aller Kürze - eine 
ausführl iche modellhafte und ökonometrisch getestete Darstellung hat Peter SCHMIDT (38) 
vorgelegt - handel t es sich um folgendes: Die im Landwirtschaftsgesetz material isierte, ge
wiß als allgemein verbindlich anerkannte verteilungspolitische Zielvorstellung eines paritä
tischen Wachstums der landwirtschaftlichen im Verhältnis zu den außerlandwirtschaftlichen 
Einkommen (v. WITZKE und G. SCHMITT, 52, S. 175 - 185) hat den Staat gezwungen, das 
Wachstumsverhältnis durch Maßnahmen sektoraler Redistribution zu koordinieren (HANS
MEYER, 13, S. 102). Das Volumen dieses Einkommenstransfers mittels preis- und finanzpoli
tisch wirksamer Umverteilungsmaßnahmen wächst im Zeitablauf, weil die Nachfrage mit rück
läufiger Elastizität in bezug auf das Einkommen und abnehmendem Bevölkerungswachstum im
mer weniger wächst, zugleich aber die Produktivität des Faktoreinsatzes in der Landwirtschaft 
und das außerlandwirtschaftliche Einkommenswachstum mehr oder minder unvermindert anhält. 
Im ganzen unveränderte Zunahme der Produktivität (TANGERMANN, 46, S. 154 - 164) be
deutet in der Regel entsprechende Zunahme des Produktionsvolumens, das infolge des abneh
menden Nachfragewachstums dem Einkommenstransfer via Preisn iveaupol itik immer engere 
Grenzen zieht. Angesichts dieses wachsenden Problemdrucks tritt nun die Fiskalpolitik als 
ergänzendes verte i I ungspol itisches Instrument auf, wei I ihr wachsendes Ausgabenvol umen 
vor allem dann nicht den der Preispol itik entgegenstehenden Restriktionen unterworfen ist, 
wenn ihre Ausgestaltung weniger produktionsstimulierend gewählt wird, d.h. vornehmlich 
struktur- und sozialpolitische Maßnahmen umfaßt. Dieses "Entwicklungsgesetz" finanzpoliti
scher Begünstigungen der Landwirtschaft im Zuge der wirtschaftl ichen Entwickl ung erhäl t zu
sätzliche Überzeugungskraft, wenn auch die Struktur der Begünstigungen im Zeitablauf einen 
Wandel in Richtung auf die Betonung von anpassungs- anstelle von erhol tungspol itischen Inter
ventionen in Form von real lokativ wirkenden oder produktionsneutralen Lenkungseingriffen in 
FOIm einer gezielten Struktur- und Sozialpolitik erfährt. Diese These soll im folgenden Ab
schnitt überprüft werden. Zunächst ist aber noch in Erinnerung zu rufen, daß dieser Trend zur 
Expansion budgetwirksamer Hilfe der Landwirtschaft auch dadurch eine erheb I iche Verstärkung 
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Übersicht 2: Die Struktur der finanz pol itischen Agrarförderung nach Aufgabenbereichen 
in der Bundesrepubl ik Deutschland, 1950 - 1976, Bund und Uinder 

Agrarförderung davon4) 
Jahr 

inSgesamt 3) Steuerverzicht'? l Sozialpoli tik Strukturpoli tik Einkommenspol. Bildungspolit. 

Mill.DM M111.DM % Mi 11. DM % Mill.DM % Mlll.DM 

1950 29~ 214 73 61 21 19 

1951 441 269 61 14~ ~2 ~1 

1952 605 ~07 51 259 4~ ~9 

195~ 591 ~20 54 2~1 " 40 

1954 846 457 54 ~~7 39 52 

~ 1950/54 555 ~1 ~ 56 206 ~7 ~6 

1955 10~5 573 55 407 29 55 
1956 2016 739 ~7 954 47 73 
1957 2884 1104 ~8 1472 51 77 
1958 ~09~ 1201 ~9 1475 48 85 

1959 ~~48 1280 ~8 1467 44 81 

~ 1955/59 2475 979 40 1155 47 74 
Veränderwlg 1 ) ~45,9 212,9 440,1 106 

1960 ~621 11 ~2 ~1 1767 49 74 
1961 4~64 66 2 1685 ~8 1802 41 104 

1962 4964 68 1 2~99 49 16~5 ~~ 115 

196~ 5696 258 4 2856 50 1686 ~O 126 

1964 6254 ~02 5 ~247 52 1721 28 144 

~ 1960/64 4980 174 ~ 2264 45 1722 ~5 11 ~ 
Veränderung 1 ) 101,2 1~1, ~ 49,1 52,7 

1965 7108 551 8 3397 48 20~3 29 138 

1966 6886 765 11 2957 4~ 1878 27 159 
1967 7073 744 11 2988 42 1987 28 160 

1968 8044 729 9 2957 ~7 2960 37 158 

1969 8098 842 10 2642 33 3171 ~9 148 

~ 1960/69 7442 726 10 2988 40 2406 ~2 15~ 

Veränderung 1 ) 49,4 317,2 32,0 ~9, 7 35,4 

1970 10085 860 9 ~063 ~O 4104 41 158 
1971 9428 1134 12 ~255 34 ~089 33 ~9 

1972 9498 938 10 3280 ~4 3299 ~5 91 
1973 11727 1902 16 3416 29 420~ 36 49 
1974 12~66 2~90 19 3790 ~1 3912 ~2 50 

~ 1970/74 10621 1445 14 3361 32 ~721 35 77 
Veränderung 1 ) 42,7 99,1 12,3 54,7 - 49 

" 
2) 18U.1 97~, 8 1706.4 1n.9 

1975 12514 2555 20 4006 ~2 3504 28 50 

1976p 13 173 2814 21 370~ 28 4126 ~1 50 

1) In % gegenüber der Vorperiode. -
2) Veränderungen in % gegenüber der Anfangsperiode.-
3) Wie in Übersicht 1, Spalte 7, einschi ießI ich Steuerverzicht . -
4) Erläuterungen siehe Text. -
S) Nach den Subventionsberichten der Bundesregierung. -
p Soll angaben bzw. geschätzt. 

Quellen: Wie Übersicht 1. - Subventionsberichte der Bundesregierung. 
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erfahren hat, daß mit der Schaffung des Gemeinsamen Marktes die Entscheidungskompetenzen 
fUr die Preispolitik den nationalen Regierungen der Mitgliedsländer entzogen und auf den Mi
nisterrat verlagert worden ist. Die Mitgliedsländer selbst sind deshalb zur Verwirklichung 
ihrer nationalen agrarpol itischen Ziele auf den verstärkten RUckgriff auf finanzpol itische Maß
nahmen, insbesondere sozialpolitischen Inhalts, verwiesen worden, wovon auch im allgemei
nen bewußt Gebrauch gemacht wurde, wie beispielsweise der zusti:indige Ressortminister jUngst 
bestätigt hat (ERTL, 6, S. 1689). 

2.3 Strukturelle Wandlungen des finanzpol itischen Mitteleinsatzes 

Übersicht 2 versucht, Uber die "funktionale" Struktur der Staatsausgaben zur Förderung der 
Landwirtschaft und deren Verönderungen in dem Zeitraum zwischen 1950 und 1976 Auskunft 
zu geben. Der nachfolgenden Interpretation mUssen wiederum einige Bemerkungen Uber die 
hier vorgenommene funktionale Untergl iederung der Ausgaben nach Sozial-, Struktur-, Ein
kommens- und Bildungspol itik bzw. Steuerverzicht vorausgeschickt werden, soweit letzterer 
von der Bundesregierung geschätzt wurde. Diese GI iederung ist gewiß nicht unproblematisch, 
und zwar einmal, weil die jeweiligen Titel der Länder- und Bundeshaushalte eine solche Zu
ordnung im allgemeinen nicht kennen, die jeweiligen Einzeltitel der Haushalte nach den dort 
aufgefUhrten Maßnahmen (und nicht nach den von uns gewähl ten Kriterien) gruppiert werden 
mußten, zum anderen, weil diese naturl ich nicht immer eindeutig zu erkennen geben, welchen 
der hier genannten Wirkungskriterien sie tatsächlich entsprechen. Beispielsweise hat eine 
Reihe sozial pol itischer Maßnahmen eindeutig strukturpol itische (Neben-) Wirkungen, wie zum 
Beispiel die Landabgaberente . Unter "Strukturpol itik" sind hier die Ausgaben fUr die Gemein
schaftsaufgabe "Verbesserung der Agrarstruktur" bzw. der dieser entsprechenden Titel vor 
ihrer EinfUhrung zugeordnet und solche fUr ländliche Siedlung, Verbesserung der allgemeinen 
Wirtschaftsgrundlagen etc. Unter "Einkommenspolitik" wurden alle in den Haushalten ausge
wiesenen finanziellen Aufwendungen, die sich direkt auf die Einkommen der BegUnstigten aus
wirken - wie Gasölverbili igungen, Ausgaben zur Preisstutzung, Beihil fen usw. - subsumiert. 

Die in Übersicht 2 enthaltenen Ausgaben lassen sich wie folgt interpretieren: 

1.) Obwohl bis auf die Ausgaben fUr die landwirtschaftliche Bildungspolitik alle Ausgabenbe
reiche der finanzpolitischen Agrarförderung Uber den gesamten Zeitraum mit wachsenden Mit
teln dotiert wurden, hat sich eine betröchtliche strukturelle Verschiebung ergeben: Die im An
fangszeitraum dominierende Agrarstrukturpol itik ist hinter die Einkommenspol itik anteilmößig 
zuruckgetreten. Vor allem aber ist die Agrarsozialpolitik am sti:irksten gewachsen; ihr Anteil 
stieg von 2 % auf 20 % der Gesamtförderung von 1961 bis 1976. Auch in Zukunft wird wegen 
der im GAL gesetzl ich fixierten Eigendynamik der Ausgabenanteil fUr die landwirtschaftl iche 
Sozial pol itik fortlaufend ansteigen (SCHMITT, G. und v. WITZKE, 42). Der Anteil "Steuer
verzicht" stieg ebenfalls, wenn auch nur geringfUgig, an, wöhrend der einkommenspolitische 
Förderungsanteil zwar größere Schwankungen zeigt, langfristig jedoch weitgehend konstant 
blieb. 

2.) Rechnet man zu diesen einkommenspolitisch wirksamen Färderungsmaßnahmen die staatli
chen Zuwendungen zur Agrarsozialpolitik und den (zu niedrig) geschätzten Steuerentgang 
hinzu, so wird auf den ersten Blick hin deutlich, daß die finanzpolitische Agrarförderung 
immer stärker in den Dienst der Verteilungspol itik und immer weniger in den der Wachstums
politik gestellt worden zu sein scheint. Im Durchschnitt der Jahre 1960/64 etwa fielen noch 
47 % der Förderungsmaßnahmen von Bund und Löndem auf Struktur- und Bildungspolitik, 
1970/74 nur noch 33 %, wi:ihrend also jeweils 53 % bzw. 67 % fUr konsumtive Zwecke auf
gewendet wurden (BLOCK, 3). 

Offenbar ist fUr diesen spUrbaren Wandel in der funktionalen Struktur der fiskal pol itischen 
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Agrarförderung eine ganze Reihe von Gründen maßgebend, die im übrigen Gegenstand ein-
gehenderer Analysen sein sollten: . 

1 .) Der oben angedeutete relative RUckgang des Anteils der strukturpol itischen Förderungs
maßnahmen ist das Ergebnis (a) des bereits an anderer Stelle erwähnten Auslaufens der kriegs
bedingten F I üchtl ingsansiedl ung, (b) der zunehmenden Konzentration strukturpol itischer Maß
nahmen zugunsten solcher, die mit dem Begriff Strukturanpossung im Gegensatz zu der Struk
turerhaltung gekennzeichnet werden können und die ihre deutlichste Manifestation in dem so
genannten HÖCHERL-Programm erfahren haben (HE IDHUES und G. SCHMITT, 16). Zu dieser 
den Strukturwandel forcierenden Finanzpol itik trat (c) notwendigerweise eine diese Pol itik ab
sichernde und ergänzende Agrarsozialpolitik in Form des Gesetzes zur Alterssicherung der 
Landwirte (1957) und der gesetzl ichen Unfall- und Krankenversicherung. Diese wurde noch 
ausgebaut und drängte damit die direkt strukturwirksamen Staatsausgaben in deren relativem 
Anteil zurück. In diese Richtung wirkte und wirkt auch weiterhin die Dynamisierung der Ren
tenleistungen, die Anrechnung der Beitragsjahre sowie die Festschreibung eines bestimmten 
Anteils an den Leistungen der Alterskassen, der durch staatliche Zuschüsse gedeckt werden 
muß (SCHMITT, G. und v. WITZKE, 42). 

2.) Strukturell e, gegebenenfalls durch entsprechende wirtschaftspol itische Maßnahmen be
schleunigte Anpossungsmaßnahmen wirken sich erst langfristig in Einkommensverbesserungen 
der in der Landwirtschaft Tätigen aus; infolgedessen bedarf es komplementärer,< kurzfristig 
und unmittelbar die Einkommen erhöhender Maßnahmen, insbesondere angesichts des im Zuge 
des Wirtschaftswachstums sich verschärfenden Anpossungsdrucks und der gleichzeitig angestie
genen Einkommensansprüche. Diesen Implikationen des wirtschaftlichen Wachstums auf die 
Agrarstruktur und die landwirtschaftlichen Einkommen ist wohl die stetige Zunahme direkter 
preis- und einkommenspol itischer Einkommenstransfers an die Landwirtschaft via Markt bzw. 
Staatsbudget zuzuschreiben und damit auch der relative Rückgang der strukturpolitisch wirk
samen finanzpol itischen Agrarförderung . 

3.) Da offenbar mit fortschreitender wirtschaftlicher Entwicklung die Budgetbelastungen je 
aus der Landwirtschaft zu transferierender Faktoreinheit (Arbeitskraft) ansteigen und dieser 
Anstieg vor allem auf eine Ausdehnung der sozialpolitisch motivierten Transferleistungen des 
Staates zurückzuführen ist, bedarf die oben gemachte Aussage Uber den offensichtl ich unver
me idl ichen Strukturwandel der staatl ichen Agrarförderung zugunsten verte ilungspol itischer und 
auf Kosten allokationspolitischer Maßnahmen einer qualitativen Modifikation: Die wachsende 
Betonung der redistributiven Komponente fiskal pol itischer Agrarförderung gegenüber der struk
turpolitischen muß wohl als Folge der einsetzenden und seit den 60er Jahren forcierten agrar
strukturellen Anpossungspol itik betrachtet werden, eher als eine bewußte Akzentuierung der 
Verteil ungspol itik über den Markt und das Budget. 

Mit dieser letzten Bemerkung soll keineswegs behauptet werden, daß dieser Strukturwandel 
in der staatlichen Agrarförderung das Ergebnis eines planvollen, rationalen und vor allem 
höchst effizienten politischen Gestaltungswillens war. Obwohl hierzu ausreichend gesicherte 
und umfassende wissenschaftliche Analysen noch fehlen, die eine zweifelsfreie, von dem Bei
fall wie der Kritik des Tages unabhängige Bewertung der Rationalität und Effizienz der deut
schen Agrarpolitik in der Nachkriegszeit zulassen, deutet vieles darauf hin, daß auch diese 
"nur" dem in porlamentarischen Demokratien übl ichen und dort nur mögl ichen Konzept der 
stets verbesserungsfähigen Strategie der kleinen Schritte (Stückwerktechnologie) gefolgt ist. 
Selbstverständlich müssen diesen pouschalen Ergebnissen unserer Analyse der funktionalen 
Struktur der Finanzförderung der westdeutschen Landwirtschaft die Bemerkungen hinzugefügt 
werden, daß erst tiefgreifende Wirkungsanalysen des finanzpol itischen Mitteleinsatzes eine 
endgültige Bestätigung der bisher gewonnenen Thesen zu I iefern vermögen, Wirkungsanal ysen, 
die zur weiteren Verbesserung, Rational isierung und Fortentwicklung der Agrarpol itik führen 
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können. Derartige Analysen liegen bisher nur für einzelne Maßnahmen (MEYER ZU DREWER, 
23) oder erst in ersten Ansätzen vor. Über deren Dringl ichkeit bedarf es wohl keiner Diskus
sion. Freil ich kann eine Bewäl tigung solcher Aufgaben nur im Rahmen eines umfassenden For
schungsprogramms erfolgen. Angesichts dieser Sachlage kann die sich aufdrängende Frage 
nach der Rational ität der (finanz pol itischen) Agrarförderung in der Bundesrepubl ik an hand 
des hier entwickelten Erklärungsmusters wie folgt beantwortet werden: Evident ist, daß es 
ihr gelungen ist, dem wachsenden Anpassungsdruck, dem die Landwirtschaft im Zuge des 
wirtschaftl ichen Wachstums ausgesetzt war, und dem hieraus resultierenden Problemdruck 
erfolgreich zu begegnen, wenn dieser Erfolg daran gemessen wird, daß die Landwirtschaft 
in die Gesamtwirtschaft und die Gesellschaft der Bundesrepubl ik integriert werden konnte, 
ohne daß es zu nennenswerten sozial- und innenpolitischen Spannungen oder Unruhen gekom
men ist. Offen muß freilich die Frage bleiben, ob und in welchem Maße das gleiche Ergeb
nis durch eine rationalere Verwendung volkswirtschaftlicher Ressourcen hätte auch erzielt 
werden können. 

2.4 Die institutionelle Struktur der finanzpol itischen Agrarförderung 

Abgesehen von staatsrechtl ichen Untersuchungen über die Zuständi gke i t der versch iedenen, 
für Finanzierung, Planung und Durchführung agrarpal itischer Maßnahmen tätigen Gebiets
körperschaften in der Bundesrepublik Deutschland (PRUNS, 29, S. 610 - 655) fehlen bisher 
jegl iche systematische Untersuchungen über die institutionelle Struktur der finanzpol itischen 
Landwirtschaftsförderung und deren Veränderungen (PRUNS, 29j SCHARPF et al., 35). Diese 
Lücke kann naturgemäß in diesem Beitrag nicht geschlossen werdenj vielmehr sollen die der
zeit zur Verfügung stehenden und gewiß nur spärlichen, nicht immer vergleichbaren statisti
schen Angaben, ergänzt durch eigene Untersuchungsergebnisse, hier vorgetragen und kom
mentiert werden, um erstes Licht in diesen Problemkreis zu werfen. Daß es weiterer inten
siver Forschungsarbeit auf diesem Gebiet bedarf, ist hier nicht weiter zu betonen, denn nur 
auf diesem Wege kann die Frage nach Einfluß, Kompetenz, Entscheidungsspielraum und Ko
ordination des Verhaltens der verschiedenen Entscheidungsträger beantwortet sowie gezeigt 
werden, welche Funktionen von den jeweil igen Gebietskörperschaften (einschi ießI ich der 
Europäischen Gemeinschaften) wahrgenommen werden (HALLER, 12, S. 225 - 270). 

Einige wesentliche Daten, die hier erste Schlußfolgerungen erlauben, sind in der Übersicht 3 
zusammengetragen worden. Sie lassen sich in den nachfolgend vorgetragenen Punkten zusam
menfassen: 

1.) Offensichtlich sind dem Bund in der nationalen Agrarpolitik langfristig in zunehmendem 
Maße "Kompetenzen" zugewachsen, wenn man diese an seinem Anteil an der finanzpoliti
schen Agrarförderung mißt: Ganz im Gegensatz zu dem zieml ich konstanten Anteil an den 
Gesamtausgaben der drei Ebenen Bund, Länder und Gemeinden (DREISSIG, 5, S. 704 ff.) 
stieg der Bundesanteil an den Ausgaben von Bund, Ländern und Gemeinden zur Landwirt
schaftsförderung von 47,4 % (1950) bzw. 49,5% (1955) auf etwa 80 % anfangs der 70er 
Jahre. Entsprechend ist der Länderanteil bei rückläufiger Tendenz des Anteils der Gemein
den von 40 % auf etwa 15 % gesunken. 

2.) Die größere "Anziehungskraft" des größeren, zentralen Budgets (POPITZsches Gesetz) ist 
im wesentlichen wohl die Folge des Subsidiaritätsprinzips, wonach diejenigen Aufgaben, die 
auf einer bestimmten Ebene nicht mehr zu meistern sind, von der nächsthöheren Ebene über
nommen werden. Dies gilt vor allem für die sozialpolitischen und direkt einkommenswirksamen 
Maßnahmen der Agrarpolitik. Deren Finanzierung ist, da sie entweder häufig Maßnahmen 
zur Kompensation von "Wettbewerbsnachteilen" der deutschen gegenüber der Landwirtschaft 
in der EG (Einkommenspolitik) darstellen oder Problemlösungen anbieten, die nicht länder
spezifisch geregelt werden können, auch von der Sache und nicht nur der Verfassung her 
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co Übersicht 3: Ausgaben der öffentlichen Haushalte zur Förderung der Landwirtschaft nach Gebietskörperschaften, 1950 - 1974 

19501) 19552) 19592) 1965 1970 1972 1974 

Ausgaben3) Mill.DM % Mill.DM % Mil1.DM % Mill.DM % Mill.DM % Mil1.DM % Mill.DM % 

Insgesamt 27 323 100 51 181 100 78 147 100 147 782 100 196 150 100 251 271 100 316 503 100 

davon 
Bund 11 613 45.9 21 959 45.1 30 690 41.6 66 991 46.6 86 704 45.1 111 172 44.8 134 011 42.3 
Länder 8 171 32.3 15 381 31.6 24 291 32.9 45 153 31.4 64 759 33.7 82 108 33.1 110 075 34.8 
Gemeinden 5 524 21.8 11 301 23.2 18 795 25.5 31 588 21.9 40 954 21.2 54 625 22.0 69 777 22~0 , 

LandWirtsorrt, Forsten, 
Fischerei4 1 199 4.4 1 953 3.8 3 841 4.9 5 775 3.9 8 235 4.2 5 406 2.2 4 915 1.6 
davon Landwirtschaft5) 1 264 2.5 3 507 4.5 6 764 4.6 10 238 5.2 10 215 4.1 11 677 3.7 

davon Bund insgesamt 568 47.4 626 49.5 2 373 67.7 4 621 68.3 8 407 82.1 8 138 79.4 9 368 80.2 
davon Strukturpoli tik - - 326 25.8 845 24.0 2 219 32.9 1 849 18.1 1 719 16.8 1 690 14.5 

" Einkommenspolitik - - 300 23.7 1 226 35.0 1 543 22.8 4 020 39.3 3 242 31.7 3 872 33.1 

" Sozialpoli tik - - - - 302 8.6 859 12.7 2 538 24.7 3 177 31.0 3 806 32,6 

Länder insgesamt 494 41.2 509 40.3 757 21.5 1 806 26.7 1 456 14.2 1 681 16.7 2 319 19.9 
Strukturpolitik - - 247 19.5 435 12.4 1 178 17.4 1 214 11.8 1 443 15.2 2 100 17.9 
Einkommenspoli t. - - 107 8.5 241 6.9 490 7.2 84 0.8 57 0.5 40 0.5 
Bildungspoli tik - - 55 4.4 81 2.3 13,8 2.0 158 1.5 91 0.9 179 1.5 

Gemeinden insgesmat 77 6.4 129 10.2 377 10.7 337 4.6 375 3.6 396 3.7 415 3.5 

1} Ohne Westberl in und Saarland. - 2} Ohne Saarland - 1959 anstelle von 1960 (Rumpfrechnungsjahr von 9 Monaten). - 3} Ausgaben von 
Bund, Lastenausgleichsfonds, ERP-Ländervermögen und Öffa, Länder und Gemeinden. - 4} Landwirtschaft (Bund): Ohne Marktordnungsaus
gaben der Europäischen Gemeinschaft, wie in der amtl ichen Finanzstatistik ausgewiesen. - 5} EinschließI ich Finanzbeiträge fUr EAGF(L}, 
Auswertung der Bund- und Landeshaushalte wie in Übersicht 2. 

Quelle: Statistisches Jahrbuch der Bundesrepubl ik Deutschland, verseh. Jg. - Finanzberichte der Bundesregierung, verseh. Jg. -
Länderhaushai te. 



Bundesaufgabe. Dies gilt gleichermaßen fUr die Beiträge zur Finanzierung der Gemeinsamen 
Ag ra rpol itik, die vom Bund an den EAGF(L) abgefUhrt werden, soweit dieser noch nicht Uber 
ausreichende eigene Einnahmen verfUgt (REISTER, 33). Ohne sozial- und einkommenspoliti
sche Maßnahmen wUrde der Bundesanteil an den Staatsausgaben allein fUr die Strukturpolitik 
zwischen 1959 und 1972 von 66 % auf 52 % zuruckgegangen sein. Daraus wird ersichtlich, 
daß die Bundesländer ihre landwirtschaftsfördernden Budgetbelastungen stärker auf das Gebiet 
der Agrarstruktur verlegt haben. 

Zusammenfassend bleibt festzuhalten, daß der steigende Anteil des Bundes an der Finanzie
rung der fiskal pol itischen Landwirtschaftsförderung als Ausdruck einer zunehmenden Kompe
tenz fUr die staatliche Agrarpolitik zu werten ist. Da diese Zuständigkeit in bezug auf die 
Preis- und (weitgehend) Steuerpol itik schon immer auf der Bundesebene lag - wenn sie auch 
hier teilweise inzwischen auf die Ebene der Europäischen Gemeinschaft verlagert wurde -, 
so ergänzen (oder korrigieren) Länder und Gemeinden Uber ihren ihnen noch verbl iebenen 
Spielraum im Rahmen ihrer Ausgabengestaltung die Bundeskompetenz in äußerst bescheidenen 
Größenordnungen. Freilich ist da ren zu erinnern, daß die Finanzierungsanteile nicht immer 
Zeugnis sind fur die tatsächliche Entscheidungsbefugnis. Gerade mit der EinfUhrung des In
stituts der "Gemeinschaftsaufgaben zur Verbesserung der Agrarstruktur und des KUstenschutzes" 
ist ein vom Bund häufig beklagter Verlust an Entscheidungskompetenzen erfolgt, da Uber die 
Mittelverwendung nur qualifizierte Mehrheiten im Planungsausschuß entscheiden können, wo
bei die Länder nicht Uberstimmt werden können (SCHARPF et al., 35). Ob der relativ starke 
Anstieg der Bundesausgaben zur Förderung der Landwirtschaft von 1955 bis 1973 um das 
14-fache gegenUber den entsprechenden Länderausgaben, die nur um das 4-fache anstiegen, 
die Effizienz des Mitteleinsatzes wesentlich verbessert hat, muß hier naturlich offen blei-
ben ebenso wie die Frage, ob der Bund die ihm finanztechnisch zugewachsene Kompetenz 
auch tatsächlich im Interesse der Sachentscheidungen ausgenutzt hat. Einigermaßen gewiß 
ist, daß dieser institutionelle Strukturwandel der Finanzierung agrarpol itischer Maßnahmen 
dazu beigetragen hat, Wettbewerbsverzerrungen zwischen den einzelnen Bundesländern ab
zubauen. Indes ist es dem Bund nicht gelungen, nach wie vor bestehende und gravierende 
Unterschiede in der regionalen Verteilung des finanziellen Ausgabenvolumens zu beseitigen: 
Welche Bezugsgröße - ha LN, Zahl der Betriebe oder der Arbeitskräfte etc. - man auch 
wählt, die finanzstärkeren Länder und Stadtstaaten zeigen ein höheres Ausgabenvolumen 
als die finanzschwächeren und flächenstarken Länder (SCHMITT, G. und P. SCHMIDT, 41, 
S. 170 ff.). Angesichts der beträchtl ichen Unterschiede in dem strukturellen Anpossungs-
grad der Landwirtschaft in den einzelnen Ländern ist zu befurchten, daß die aus dieser Sach
lage eigentlich notwendige Verteilung der Mittel zugunsten der Regionen mit dem größten 
Anpassungsdefizit bei vorhandenem Entwicklungspotential 1) unterbleibt, vielmehr eine regio
nale Verte i I ung erfol gt, die bestehende Anpassungsunterschiede noch tendenziell verstärkt. 
Daran hat auch das BemUhen des Planungsa\Jsschusses fUr die genannte Gemeinschaftsaufgabe 
nichts geändert, der Forderung des Gesetzes Uber diese Gemeinschaftsaufgabe nach "räum-
I ichen und sachl ichen Schwerpunkten" (9) zu entsprechen, weil dieser Forderung mangels 
operationaler Kriterien, vor allem aber wegen des auf die Einhaltung bisheriger Finanzierungs
anteile festgelegten Interesses der Bundesländer, bisher nicht entsprochen werden konnte 
(SCHARPF et al., 35). 

1) Mit Entwicklungspotential ist hier das Vorhandensein qual itativ und quantitativ ausrei
chender Ressourcen gemeint, um "eine leistungsfähige, auf kUnftige Anforderungen aus
gerichtete Landwirtschaft ..• zu gewährleisten und deren Eingliederung in den Gemein
samen Markt der Europäischen Gemeinschaften zu erleichtern ••• " (9). 
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3 Zusammenfassl!M und Schi ußfo~l!Men 

Die vorgelegten Untersuchungsergebnisse lassen sich in folgenden Punkten zusammenfassen 
und führen zu den nachfolgend aufgeführten Schlußfolgerungen: 

1.) Das Volumen finanzpolitischer Ausgaben zur Förderung der Landwirtschaft hat sich in den 
letzten 25 Jahren beträchtl ich erhöht. Es ist stärker gewachsen als die gesamten Staatsausga
ben von Bund, Ländern und Gemeinden. Die fiskal pol itische Landwirtschaftsförderung ist zu
dem wesentlich rascher angestiegen als das Volumen der Begünstigungen durch die preispoli
tischen Eingriffe und als der Beitrag der Landwirtschaft zum Sozialprodukt. Ähnliche Entwick
lungen lassen sich in den anderen westl ichen Industrieländern beobachten. Sie sind als Folge 
der abnehmenden Mögl ichkeiten zu werten, die staatl ichen Ziele der Agrarpol itik, insbesonde
re dasjenige eines paritätischen Einkommensanstiegs, allein oder doch überwiegend mit den 
Mitteln der Preispolitik zu realisieren. Das nachlassende Wachstum der Nachfrage nach Agrar
produkten bei unverändertem Zuwachs der Produktion zwingt zu komplementären und substi
tutiv wirkenden Staatsausgaben, um den mit dem anwachsenden Anpassungsdruck, dem die 
Landwirtschaft ausgesetzt ist, ansteigenden Problemdruck zu begegnen. 

2.) Das Wachstum finanzpol itischer Ausgaben des Staates zugunsten der Landwirtschaft be
günstigt die einzelnen Maßnahmengruppen sehr unterschiedl ich. Für die Bundesrepubl ik (wie 
für andere Länder) läßt sich feststellen, daß die Ausgaben für die Agrarsozial pol itik beson
ders im letzten Jahrzehnt die stärkste Dynamik entfaltet haben, diejenigen zur Förderung 
agrarstruktureller Verbesserungen dagegen am wenigsten gewachsen sind. Stark begünstigt 
wurden auch direkt einkommenswirksame Maßnahmen direkter und indirekter Natur (Steuer
einnahmeverzicht) . Auch dieser Strukturwandel ist als eine Folge der veränderten Einsatz
bedingungen finanzpolitischer Instrumente und, in Sonderheit, als Folge der Kompetenzver
lagerung bezügl ich der Preispol itik auf die EWG-Ebene zu interpretieren. 

3.) Die Wachstumsraten der gesamten staatlichen Ausgaben haben sich zunehmend gemindert, 
zugleich hat sich der funktionelle Wandel in der Ausgabenstruktur in dem unter 2.) genannten 
Sinne verstärkt. Gesetzl iche Bindungen langfristiger Natur (Sozial pol itik), rasche struktu
relle Anpassung und (damit) abnehmende Bedeutung der Landwirtschaft sowie fühlbarer ge
wordene Budgetrestriktionen mögen für diese Entwicklung verantwortlich sein. Ob dies auch 
auf eine höhere Effizienz des Mitteleinsatzes und restriktivere Mittelverwendung hindeutet, 
bedarf weiterer Untersuchungen. 

4.) Weitere Untersuchungen hätten auch zu klären, inwieweit, in welcher Form und in wei
chem Ausmaß die hier betonten ökonomischen Determinanten des Niveaus und der Struktur 
der Staatsausgaben zur Landwirtschaftsförderung und deren Veränderungen durch die politi
schen Institutionen der Bundesrepubl ik in entsprechende Budgetentscheidungen "transform iert" 
wurden, ob und welche institutionellen, funktionellen und gesetzlichen Änderungen hier 
wirksam geworden sind und wie diese sich auf die jeweiligen Entscheidungen ausgewirkt ha
ben. Die Wissenschaft, insbesondere die Agrarökonomie, hat zur Erhellung dieser Tatbestände 
bisher wenig beigetragen, wenn auch hier zumindest in Teilbereichen ein Wandel eingetreten 
ist. Auf jeden Fall wäre eine Klärung dieser und damit zusammenhängender Fragen gewiß 
eine notwendige, wenn auch keineswegs hinreichende Bedingung für den von ihr erstrebten 
Rational isierungsprozeß wirtschafts- und agrarpol itischer Entscheidungen. 

5.) Das hier vorgetragene Erklärungsmuster sieht das Wachstum und den funktionalen wie 
institutionalen Wandel in der Ausgabenstruktur der finanz pol itischen Agrarförderung in dem 
Wirkungszusammenhang von steigendem Anpassungsdruck, dem die Landwirtschaft ausgesetzt 
ist, und einer daraus resultierenden Verschärfung des Problemdrucks auf Regierung und Par
lament. Diesen Problemdruck versucht diese Institution durch vermehrte finanzpolitische 
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Hilfen zu beantworten. Dadurch ist es gelungen, eine politische, soziale und wirtschaftliche 
Disintegration der Landwirtschaft zu verhindern. Insofern kann gewiß von einer so gemessenen 
Rational ität der agrar- und finanz pol itischen Entscheidungen gesprochen werden. Frei! ich 
bleibt damit nach wie vor offen, ob nicht eine im Sinne gesamtwirtschaftl icher Rational itäts
kriterien hähere Effektivität des Mitteleinsatzes bei planvollerer Ausgestaltung hätte erreicht 
werden können. 
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